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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 20. MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die
Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Anerkennung und EntschÃ¤digung einer Tuberkulose-
Erkrankung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG).

Der am 29. Mai 1940 im frÃ¼heren K geborene KlÃ¤ger stellte im Dezember 1993
bei dem Beklagten einen Antrag auf Versorgung nach dem BVG, mit dem er geltend
machte, dass eine Versteifung seines rechten HÃ¼ftgelenkes, eine eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit seines rechten Kniegelenkes und eine Ã�berlastung des linken
Kniegelenkes sowie Abnutzungserscheinungen der LendenwirbelsÃ¤ule als Folge
einer Tuberkulose-Erkrankung anzuerkennen seien, an der er in der Zeit ab Mitte
Januar 1945 bis Herbst 1948 auf der Flucht bzw. wÃ¤hrend eines unbestimmten
Aufenthaltes im ehemaligen OstpreuÃ�en bzw. spÃ¤ter in baltischen Republiken
erkrankt sei. Der KlÃ¤ger brachte u.a. eine Bescheinigung des Rates der Gemeinde
E vom 19. Februar 1951 bei, wonach die Mutter des KlÃ¤gers, Frau M, am 25.
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Oktober 1948 mit ihren drei Kindern der Gemeinde E als Umsiedler aus
T/OstpreuÃ�en Ã¼ber das Lager K zugewiesen worden sei. Der KlÃ¤ger brachte
ferner eine "eidesstattliche Versicherung" seiner Mutter vom 6. Februar 1994 bei, in
der versichert wurde, dass der KlÃ¤ger "wÃ¤hrend unseres kriegsbedingten
Aufenthaltes ohne festen Wohnsitz in dem Zeitraum von 1945 bis 1948 im
ehemaligen OstpreuÃ�en bzw. in den Baltischen Republiken Litauen und Lettland
schwer erkrankt" sei. Beigebracht wurden ferner Schulzeugnisse fÃ¼r die Zeit ab
dem 1. Halbjahr 1948/49 sowie ein Brief der ehemaligen Religionslehrerin des
KlÃ¤gers von J vom 21. November 1949. Der Beklagte zog u.a. Patientenunterlagen
des Bezirksamtes Lichtenberg von Berlin â�� Abteilung Gesundheitswesen, Tbc-
FÃ¼rsorgestelle â�� bei, aus denen sich Heilverfahren und Krankenhausaufenthalte
ab Mai 1949 ergeben. Angaben zur mutmaÃ�lichen Ansteckungsquelle, nach denen
ausdrÃ¼cklich gefragt ist, enthÃ¤lt der Patientenbogen nicht. Zu Punkt 7 b) "Erster
Beginn und bisheriger Verlauf der tuberkulÃ¶sen Erkrankung" ist vermerkt: "Dez. 48
Pleuritis, Masern und Grippe, anschl. Kniegelenkentz. 3/49 im Krankenhaus
KÃ¶nigsw. spez. Hilitis festgest. 8/49 HÃ¼ftgelenktbc. festgestellt." Durch Bescheid
vom 17. Dezember 1996 lehnte der Beklagte den Antrag auf Versorgung nach dem
BVG ab, da es am Nachweis des schÃ¤digenden Ereignisses und der UmstÃ¤nde ab
1945 fehle. Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies der Beklagte durch
Widerspruchsbescheid vom 10. Juli 1998 zurÃ¼ck. Im anschlieÃ�enden
Klageverfahren (Az.: S 46 V 101/98 / L 13 V 6/99) nahm der KlÃ¤ger seine Berufung
gegen ein klageabweisendes Urteil am 21. Dezember 1999 zurÃ¼ck, wobei er
erklÃ¤rte, gegenÃ¼ber dem Beklagten eine genaue Schilderung des Fluchtverlaufes
abgeben, Zeugen benennen und sodann einen Ã�berprÃ¼fungsantrag stellen zu
wollen.

Mit einem am 15. September 2000 bei dem Beklagten eingegangenen Schreiben
brachte der KlÃ¤ger einen Artikel der Berliner Morgenpost Ã¼ber ZustÃ¤nde nach
Kriegsende 1945 in der ehemaligen ostpreuÃ�ischen Hauptstadt K sowie den Antrag
seiner Mutter auf GewÃ¤hrung einer einmaligen Zuwendung fÃ¼r Vertriebene nach
dem Vertriebenen-Zuwendungsgesetz mit einer Schilderung des Verbleibs der
Familie in der Zeit von Januar 1945 bis Oktober 1948 bei. Durch Bescheid vom 25.
Oktober 2000 lehnte der Beklagte die RÃ¼cknahme seines Bescheides vom 17.
Dezember 1996 ab, da keine neuen Tatsachen vorgebracht worden seien, die eine
rechtliche oder tatsÃ¤chliche Unrichtigkeit der frÃ¼heren Entscheidung ergÃ¤ben,
so dass die Voraussetzungen des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch, Zehntes
Buch, Verwaltungsverfahren (SGB X) nicht erfÃ¼llt seien. Der KlÃ¤ger erhob
hiergegen Widerspruch, mit dem er u.a. die Frage stellte: "Woher soll meine
schwere Erkrankung denn sonst stammen, wenn nicht vom Krieg?" Der Beklagte
wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 7. Dezember 2000
zurÃ¼ck.

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht Berlin durch Gerichtsbescheid
vom 20. MÃ¤rz 2003 abgewiesen. Es sei weder der Nachweis erbracht worden, dass
die Tbc-Infektion gerade wÃ¤hrend des Aufenthaltes in K erfolgte, noch sei der
Nachweis erbracht worden, dass diese wÃ¤hrend und nicht erst nach Beendigung
der Flucht eingetreten sei, und zwar auch unter BerÃ¼cksichtigung der
Beweiserleichterungen des Â§ 15 des Gesetzes Ã¼ber das Verwaltungsverfahren
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der Kriegsopferversorgung (KOVVerfG). Hierbei werde nicht verkannt, dass eine
SpÃ¤tmanifestation als HÃ¼ftgelenks-Tbc, die im August 1949 erfolgt sei, nicht
gegen eine Erstinfektion in den Jahren 1945 bis 1948 sprechen mÃ¼sse. Weiter sei
berÃ¼cksichtigt worden, dass nach den Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit 1996 (AHP 1996) UmwelteinflÃ¼sse wie z.B. Strapazen und
Entbehrungen fÃ¼r das Auftreten von Tbc von Bedeutung sein kÃ¶nnten. Der
genaue SchÃ¤digungsverlauf kÃ¶nne jedoch nicht mehr geklÃ¤rt werden. Vielmehr
kÃ¤men verschiedene theoretische MÃ¶glichkeiten fÃ¼r den SchÃ¤digungsverlauf
in Betracht, wie z.B. eine Infektion zeitlich vor der Flucht nach K, wÃ¤hrend des
Aufenthaltes in K, wÃ¤hrend der Flucht oder nach dem Fluchtende. Da nicht alle
denkbaren SchÃ¤digungsablÃ¤ufe zu einem Anspruch nach dem BVG fÃ¼hrten,
sondern dies vielmehr nur bei einer Infektion entweder ab Sommer 1945 in K oder
wÃ¤hrend der Flucht der Fall wÃ¤re, sei der Versorgungsanspruch nach dem
Grundsatz der objektiven Beweislast abzulehnen. Aus der irgendwann vor 1949
erfolgten Infektion kÃ¶nnten SchlÃ¼sse zugunsten des KlÃ¤gers auf eine Infektion
wÃ¤hrend der Flucht oder in KÃ¶nigsberg nicht gezogen werden, weil auch
versorgungsrechtlich nicht geschÃ¼tzte Ereignisse stattgefunden haben kÃ¶nnten.

Gegen diesen ihm am 29. MÃ¤rz 2003 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die
am 7. April 2003 erhobene Berufung des KlÃ¤gers. Der KlÃ¤ger verweist zur
BegrÃ¼ndung auf eine handschriftliche Ausarbeitung eines Schreibens seiner
Mutter an das Standesamt I in B betreffend den Tod ihres Mannes und das
Ã�berbringen der Todesnachricht an sie.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 20. MÃ¤rz 2003 und den
Bescheid des Beklagten vom 25. Oktober 2000 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 7. Dezember 2000 aufzuheben und den Beklagten zu
verurteilen, den Bescheid vom 17. Dezember 1996 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 10. Juli 1998 zurÃ¼ckzunehmen und ihm Versorgung
nach dem Bundesversorgungsgesetz zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach? und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie den der Verwaltungsakte des Beklagten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide
sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger
hat keinen Anspruch auf RÃ¼cknahme des seine Versorgung ablehnenden
Bescheides vom 17. Dezember 1996 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 10. Juli 1998 gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X, weil bei Erlass dieses
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Bescheides weder das Recht unrichtig angewandt worden ist noch von einem
Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erwiesen hat.

Nach Â§ 1 BVG hat Anspruch auf Versorgung, wer durch eine militÃ¤rische oder
militÃ¤rÃ¤hnliche Dienstverrichtung oder einen Unfall wÃ¤hrend der AusÃ¼bung
des militÃ¤rischen oder militÃ¤rÃ¤hnlichen Dienstes oder durch die diesem Dienst
eigentÃ¼mlichen VerhÃ¤ltnisse eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat.
Einer derartigen SchÃ¤digung stehen gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 2 Buchstabe a) BVG in
Verbindung mit Â§ 5 Abs. 1 BVG auch jene Einwirkungen gleich, denen der
BeschÃ¤digte durch die besonderen UmstÃ¤nde der Flucht vor einer aus
kriegerischen VorgÃ¤ngen unmittelbar drohenden Gefahr fÃ¼r Leib oder Leben
ausgesetzt war (Â§ 5 Abs. 1 Buchstabe c)), sowie schÃ¤digende VorgÃ¤nge, die
infolge einer mit der militÃ¤rischen Besetzung deutschen oder ehemals deutsch
besetzten Gebietes oder mit der zwangsweisen Umsiedlung oder Verschleppung
zusammenhÃ¤ngenden besonderen Gefahr eingetreten sind (Â§ 5 Abs. 1 Buchstabe
d) BVG), wie auch nachtrÃ¤gliche Auswirkungen kriegerischer VorgÃ¤nge, die einen
kriegseigentÃ¼mlichen Gefahrenbereich hinterlassen haben (Â§ 5 Abs. 1 Buchstabe
e) BVG). FÃ¼r die Anerkennung einer GesundheitsstÃ¶rung als Folge einer
SchÃ¤digung ist gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 3 Satz 1 BVG die Wahrscheinlichkeit des
ursÃ¤chlichen Zusammenhanges ausreichend, aber auch erforderlich. Eine solche
Wahrscheinlichkeit ist nur gegeben, wenn nach AbwÃ¤gung aller maÃ�geblichen
UmstÃ¤nde mehr fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht.
Nicht ausreichend ist die bloÃ�e MÃ¶glichkeit eines Zusammenhangs oder ein nur
zeitlicher Zusammenhang. Der zeitliche Zusammenhang mag zwar auf die
MÃ¶glichkeit eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs hindeuten, lÃ¤sst aber weitere
SchlÃ¼sse nicht zu.

Vorliegend konnte nicht festgestellt werden, dass die beim KlÃ¤ger bestehende
GesundheitsstÃ¶rung mit Wahrscheinlichkeit ursÃ¤chlich durch TatbestÃ¤nde des 
Â§ 5 Abs. 1 BVG hervorgerufen worden ist. Der KlÃ¤ger hat entgegen seiner
AnkÃ¼ndigung im vorgehenden Verfahren (L 13 V 6/99) eine genaue Schilderung
des Fluchtverlaufes nicht geben kÃ¶nnen und Zeugen nicht benannt. Es fehlt
weiterhin an jeglichem Anhaltspunkt dafÃ¼r, wann die Infektion mit der Tbc-
Erkrankung erfolgt sein soll. Ausweislich der vom Beklagten beigezogenen
Patientenakte des KlÃ¤gers wurde die HÃ¼ftgelenks-Tbc im August 1949
festgestellt, also zehn Monate nach Eintreffen des KlÃ¤gers in der Gemeinde E,
welcher seine Familie als Umsiedler zugewiesen worden war. Angaben zur
mutmaÃ�lichen Ansteckungsquelle fÃ¼r die Tbc-Erkrankung enthÃ¤lt bereits diese
Patientenakte nicht, obgleich danach ausdrÃ¼cklich gefragt worden war.

Die vom KlÃ¤ger beigebrachte eidesstattliche Versicherung seiner Mutter vom 6.
Februar 1994 ist nicht ausreichend, um die Wahrscheinlichkeit eines ursÃ¤chlichen
Zusammenhangs gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 3 BVG zu belegen. Diese ErklÃ¤rung besagt
lediglich, dass der KlÃ¤ger im Zeitraum von 1945 bis 1948 schwer erkrankt war. Es
fehlt an nachvollziehbaren Angaben, wann und wo der KlÃ¤ger erkrankt war und
wie die Krankheitssymptome ausgesehen haben. Ohne diese Angaben kann ein
Bezug zur vorliegend streitigen Tbc-Erkrankung bzw. deren Folgen nicht hergestellt
werden. Der knappen Schilderung des Fluchtverlaufes im Antrag der Mutter des
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KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung einer einmaligen Zuwendung fÃ¼r Vertriebene kann
NÃ¤heres hierzu ebenfalls nicht entnommen werden. Das im Berufungsverfahren
vorgelegte Schreiben der Mutter des KlÃ¤gers an das Standesamt I befaÃ�t sich
inhaltlich mit der Nachricht vom Tod des Vaters des KlÃ¤gers und ist fÃ¼r die hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Fragen ebenfalls unergiebig.

Es konnte auch nicht festgestellt werden, dass die Tbc-Erkrankung durch die
"nachtrÃ¤gliche Auswirkung kriegerischer VorgÃ¤nge" verursacht worden ist, die
einen "kriegseigentÃ¼mlichen Gefahrenbereich hinterlassen haben" (Â§ 5 Abs. 1
Buchstabe e) BVG). Es kann vorliegend dahingestellt bleiben, ob die in dem vom
KlÃ¤ger beigebrachten Artikel der Berliner Morgenpost vom 19./20. Mai 1993 fÃ¼r K
nach dem Kriegsende beschriebenen ZustÃ¤nde einen kriegseigentÃ¼mlichen
Gefahrenbereich im Sinne der zitierten Vorschrift dargestellt haben (vgl. hierzu 
BSGE 2, 99). Denn es ist vorliegend gerade nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich,
dass sich der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seines Aufenthaltes in K infiziert hat. Die
allgemeinen in der Nachkriegszeit herrschenden ZustÃ¤nde, die gekennzeichnet
waren durch eine Mangelversorgung mit Lebensmitteln wie auch mit
Medikamenten, stellen keinen kriegseigentÃ¼mlichen Gefahrenbereich im Sinne
des BVG mehr dar.

Das Sozialgericht hat zu Recht darauf hingewiesen, dass verschiedene theoretische
MÃ¶glichkeiten fÃ¼r den SchÃ¤digungsverlauf in Betracht kommen, da die Infektion
zeitlich vor der Flucht nach K, wÃ¤hrend des Aufenthaltes in K, wÃ¤hrend der Flucht
aus K oder nach dem Fluchtende erfolgt sein kann. Auch unter Zugrundelegung des
Vorbringens des KlÃ¤gers selbst, das nach Â§ 15 KOVVerfG der Entscheidung
zugrunde gelegt werden kann, war es damit nicht mÃ¶glich, das Vorliegen der
Voraussetzungen des Â§ 5 Abs. 1 Buchstabe c), d) oder e) BVG festzustellen.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG),
sie folgt dem Ergebnis in der Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 18.10.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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